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Die gemäß § 3 II Nr. 2 lit. a FZV von den Vorschriften über das Zulassungsverfahren 
ausgenommenen SAM unterliegen nach teils vertretener Ansicht der Zweckbindung: 

Um ihre Zulassungsbefreiung nicht zu verlieren, dürfen sie danach nicht (auch) 
zu Transport- oder sonstigen Zwecken verwendet werden. Andererseits ist es 
in der Praxis nicht unüblich, mit selbstfahrenden Arbeitsmaschinen (SAM) 
auch Gegenstände (über die Baustelle hinaus) zu transportieren, etwa Material 

in der Schaufel eines Schaufelladers oder eines Baggers (z. B. um Material von oder 
zur Baustelle zu bringen). Das mag manchmal eine bewusste Entscheidung darstel-
len, oftmals wird man sich aber auch nichts dabei denken, die SAM „zweckfremd“ 
einzusetzen. Würde die Meinung zutreffen, die Zulassungsfreiheit hinge von der 
tatsächlich zweckentsprechenden Nutzung ab, könnte ein Verstoß (gegen eine 
Zweckbindung) aber fatale Folgen haben.  Von Bernd Huppertz und Dr. Adolf Rebler

In der Praxis werden selbstfahrende Arbeitsmaschinen auch einmal über den eigentlich Zweck hinaus eingesetzt

Zweckbindung bei der tatsächli-
chen Verwendung einer SAM 
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1. Die Zulassungsfreiheit von SAM 

Fahrzeuge dürfen grundsätzlich auf öffentlichen 
Straßen nur in Betrieb gesetzt werden, wenn sie 
zum Verkehr zugelassen sind (§ 3 I Satz 1 FZV). 
Ausgenommen von den Vorschriften über das Zu-
lassungsverfahren sind gemäß § 3 II Nr. 1 lit. a FZV 
u. a. selbstfahrende Arbeitsmaschinen und Stapler. 

SAM sind nach der Legaldefinition in § 2 Nr. 17 
FZV Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und 
ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbun-
denen Einrichtungen zur Verrichtung von Arbei-
ten, jedoch nicht zur Beförderung von Personen 
oder Gütern bestimmt und geeignet sind. 

2. Wann ist eine SAM eine SAM?

Zulassungsfrei sind also nur Fahrzeuge, die Ar-
beiten verrichten, also auf Baustellen tätig sind 
und nur Überführungsfahrten auf öffentlichen 
Straßen durchführen – das wäre jedenfalls der 
Grundgedanke, der den Verordnungsgeber zu 
seiner Regelung veranlasst hat. Das Vorliegen 
dieser (Wunsch-)Vorstellung ist unstrittig. 

Bei den SAM muss der Arbeitszweck und nicht 
der Beförderungszweck im Vordergrund stehen. 
Darauf hat das BMV anlässlich der Aufnahme 
der Stapler in den Katalog der zulassungsfreien 
Kfz hingewiesen (Umkehrschluss)1:

„Ein Stapler ist […] ein Flurförderzeug […]. 
Gleichwohl ist unstrittig, dass mit Staplern im 
weitesten Sinne eine Beförderung von Gütern 
vorgenommen wird, so dass sich aus systema-
tischen Gründen eine Einstufung als SAM 
verbietet.“2

Diese Regelung wurde dann bei der Novellierung 
des Zulassungsrechts3 ohne inhaltliche Änderun-
gen in die FZV übernommen. Aus der Zweckbe-
stimmung ergibt sich der grundlegende Unter-
schied zwischen einem Stapler (Nr. 18) und einer 
SAM (Nr. 17): 

„Der Stapler ist nach seiner Bauart bestimmt 
und geeignet, Lasten von einem Ort zum an-

deren Ort zu bewegen. Die SAM hingegen 
verrichtet Lastbewegungen nur an ‚stationä-
ren‘ Örtlichkeiten.“4

Mit Blick auf den Arbeitszweck dürfen auch die 
zur Verrichtung der Arbeit erforderlichen Be-
gleitpersonen und Arbeitsgeräte sowie Hilfsmit-
tel für die SAM mitgeführt werden5: „Ein für den 
Arbeitsvorgang einer SAM erforderlicher Gegen-
stand, z. B. Wasser für einen Spülbohrwagen, ist 
Zubehör“.6 Auch ist zu beachten, dass zu 
manchen Arbeiten Beförderungsleistun-
gen notwendigerweise dazugehören [z. B. 
bei Holzrückern (Forwardern)7]. Auch das 
Mitführen eines Anhängers mit Zubehör (§ 32a 
StVZO) ist dann gestattet.8 

Die Beförderung von Personen oder Gütern 
muss also hinter die Arbeitsleistung zurücktre-
ten: „Nur ein Fahrzeug, das nicht befördert, ist 
eine SAM“.9 Was „Beförderung“ ist, sagt die Defi-
nition des § 2 Nr. 17 FZV allerdings nicht. Nach  
§ 1 I GüKG ist es die geschäftsmäßige oder ent-
geltliche Beförderung von Gütern mit Kfz. Dage-
gen abzugrenzen sind diejenigen Beförderungen, 
bei denen „es sich vielmehr schwerpunktmäßig 
um einen Arbeitsvorgang handelt.“10

Beispiele:
	• Das Mitführen schwerer Arbeitsgeräte, z. B. 

Presslufthämmer, zur Durchführung von Stra-
ßenbauarbeiten ist zulässig, nicht hingegen der 
Abtransport persönlicher Gegenstände,  
z. B. Arbeitstaschen und Bierkästen, 
nach Auflösung der Baustelle.11

	• Bei einem Dumper ist dies grundsätz-
lich strittig. Hier wird womöglich der 
Transportzweck in den Vordergrund rücken. 
Rad-Dumper werden i. d. R. als Lkw einge-
stuft.

Kern der weiteren Betrachtung muss aber die 
Frage sein, inwieweit der Gesetzgeber seine Mo-
tivation auch in Regelungen umgesetzt hat: Ist 
eine Zulassungsfreiheit an die tatsächliche Ver-
wendung nur im Rahmen der originären Zweck-
bestimmung gebunden oder erlaubt das Gesetz 
hier eine eher „pauschalere“ Betrachtung?
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3. Die Regelungen der FZV und der 
StVZO als fahrzeugbezogene 

Regelungen 

Die StVZO und auch die FZV, soweit sie sich auf 
die Betriebserlaubnis von Fahrzeugen beziehen, 
enthalten fahrzeugbezogene Regelungen. Wie et-
was verwendet wird, ist dagegen verhaltensge-
steuert.

Deshalb ist gegenüber der Meinung, die 
Zulassungsfreiheit erfordere eine „rein 
zweckgemäße Nutzung“ kritisch anzu-

merken, dass die eingesetzten SAM auch 
im Falle zweckentfremdeter Nutzung in fahr-
zeugtechnischer Hinsicht nicht verändert  
werden; die nach der Definition (§ 2 Nr. 17 FZV) 
geforderte und herstellerseits vorgegebene Be-
stimmtheit und Geeignetheit bleiben erhalten12:

„Eine ‚Bestimmung‘ gibt man einer Sache. 
‚Bestimmer‘ ist hier der Fahrzeughersteller, 
der einen Schaufellader etwa so konzipiert 
und baut, dass dieser Materialien abtragen 
und in einer Schaufel aufnehmen kann. ‚Ge-
eignet‘ ist etwas, wenn man es tatsächlich sei-
ner Bestimmung gemäß verwenden kann; ob 
man dies auch tut, ist nicht der objektiven, 
sondern der subjektiven Seite zuzurechnen. 
Diese subjektive Seite, also die Einflusssphäre 
des Fahrzeughalters, wird nicht durch Bau-, 
sondern durch Betriebsvorschriften geregelt. 

Wo der Gesetzgeber die tatsächliche Ver-
wendung eines Fahrzeugs für relevant 
hält, hat er dies auch ausdrücklich er-
wähnt.“13

Hier sei auf z. B. folgende Fälle mit entsprechen-
der Zweckbindung hingewiesen:
a)	Ausgenommen von den Vorschriften über das 

Zulassungsverfahren sind gemäß § 3 II Nr. 2 
lit. a FZV Anhänger in lof Betrieben, wenn die 
Anhänger nur für lof Zwecke verwendet […] 
werden.14 Gleiches gilt für einachsige Zugma-
schinen, wenn sie nur für lof Zwecke verwen-
det werden (§ 3 II Nr. 1 lit. b) FZV). 

b)	Auch Sportanhänger (§ 3 II Nr. 2 lit. e FZV) 
sind nur dann zulassungsfrei, wenn die An-

hänger ausschließlich für solche Beförderun-
gen verwendet werden.15

c)	Gemäß § 1 I der 35. AusnVO-StVZO darf ab-
weichend von § 23 I Nr. 1 StVZO bei lof Zug-
maschinen und ihren Anhängern die Breite 
über alles bis zu 3 m betragen, wenn die Fahr-
ten ausschließlich dem lof Zweck gemäß § 6 V 
FeV dienen und sich die größere Breite allein 
aus der [näher bestimmten] Ausrüstung dieser 
Fahrzeuge ergibt. 

d)	Die Fahrerlaubnisklasse L ist dann ausrei-
chend, wenn lof Zugmaschinen mit einer bbH 
≤ 40 km/h auch tatsächlich für lof Zwecke ein-
gesetzt werden (§ 6 I FeV). SAM mit einer bbH 
≤ 25 km/h unterfallen ebenfalls der Fahrer-
laubnisklasse L. Sie unterliegen jedoch keiner 
Zweckbindung.16

	 Die Fahrerlaubnisklasse T verlangt jedoch so-
wohl bei Zugmaschinen als auch bei den SAM 
jeweils die bauliche Bestimmtheit und dass sie 
tatsächlich auch für solche Zwecke eingesetzt 
werden.17 

e)	Gemäß § 3 Nr. 7 KraftStG ist das Halten von 
Zugmaschinen steuerbefreit, solange sie aus-
schließlich in lof Betrieben zu lof Zwecken ver-
wendet werden.18

An einer solchen Verhaltensvorschrift fehlt es je-
doch bei den in Rede stehenden SAM bis heute.19 

Deshalb ist auch die Berufung auf das seit 1960 bis 
heute durchgehend zustimmend zitierte20 Urteil 

	• Eine sandtransportierende Arbeitsmaschine 
ist zulassungspflichtig 

des OLG Hamm21 kritisch zu sehen:

„Arbeitsmaschinen sind nach § 18 StVZO 
kraft Gesetzes zu dem Verkehr zugelassen, 
den die bestimmungsgemäße Verwendung, 
welche Grundlage der Zulassungsfreiheit ist, 
nämlich ausschließlich die Arbeitsleistung, 
mit sich bringt. […] Deshalb entfällt die Zu-
lassungsfreiheit dann, wenn eine solche Ar-
beitsmaschine bestimmungswidrig verwendet 
wird und z. B. als Zugmaschine benutzt wird. 
Die Grundlage für die Zulassungsfreiheit des 
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Fahrzeugs ist dann nicht mehr gegeben. Infol-
gedessen verkehrt das Fahrzeug bei dem be-
treffenden Einsatz ohne die erforderliche Zu-
lassung. […] Im [streitbefangenen] Falle kam 
es dem Angeklagten allein auf die Beförde-
rung des Sandes an, also auf einen Verwen-
dungszweck, der mit der Tätigkeit einer Ar-
beitsmaschine, insbesondere eines Baggers, 
nicht zusammenhängt.“

Der Entscheidung lag die zu § 2 Nr. 17 FZV inso-
weit inhaltsgleiche Vorschrift des § 18 II Nr. 1 
StVZO aF zugrunde. Nach dem OLG Hamm gibt 
die spezielle Bauart des Kfz die Bestimmung und 
Eignung desselben als Arbeitsmaschine und da-
mit auch ihre bestimmungsgemäße Verwendung 
als solche vor.

In vergleichbaren Fällen urteilte der BFH22: 

„Ein Abschleppwagen ist ein Fahrzeug, das 
ausschließlich dem Abschleppen dient. Ab-
schleppen ist […] das Aus-dem-Verkehr-Zie-
hen eines unterwegs betriebsunfähig liegen-
gebliebenen Fahrzeugs […]. Ob ein 
Abschleppwagen vorliegt, hängt nicht allein 
von der Beschaffenheit des Fahrzeugs ab, 
sondern von seiner bestimmungsgemäßen 
Verwendung zum Abschleppen als der 
Grundlage für die Ausnahme von den Vor-
schriften für das Zulassungsverfahren und 
für die Steuerfreiheit. Die bestimmungsge-
mäße Verwendung gibt dem Fahrzeug seine 
Rechtsnatur.“

Auch hier vollzieht der Senat den Rückschluss 
von der speziellen bauartlichen Bestimmung und 
Eignung des Abschleppwagens auf dessen da-
durch vorgegebene Verwendung. Auch diese Ur-
teile werden bis heute zustimmend zitiert.23 

In diesem Zusammenhang soll auch 

„ein Kabelverlegewagen (Anhänger iSd § 3 II 
Nr. 2 lit. d FZV) nur dann von der Zulassung 
ausgenommen und damit von der KraftStG 
befreit sein, wenn er ausschließlich zum Verle-
gen verwendet wird“.24 

Dementsprechend ist 

„ein Sattelanhänger, der mit einem Aquari-
umbecken ausgerüstet ist, in dem lebende 
Haifische auf Jahrmärkten zur Schau gestellt 
werden, keine steuerbefreite Anhänger-Ar-
beitsmaschine, weil hier ein überwiegender 
Transportzweck vorliegt.“25

Hier lohnt es, den Willen des historischen Ge-
setzgebers zu ermitteln. Zurecht hat das 
OLG Hamm darauf hingewiesen, dass die 
verkehrsrechtliche „Privilegierung gerecht-
fertigt ist, da es sich bei den Arbeitsmaschi-
nen nicht um eigentliche Verkehrsmittel handelt“.26 
„Für ihre Fortbewegung im Verkehr müssen sie 
freilich den Forderungen der StVZO entspre-
chen.“27 

SAM, Stapler, einachsige Zugmaschinen und an-
dere Kfz sowie bestimmte Anhänger von den 
Vorschriften des Zulassungsverfahrens auszu-
nehmen, ist mit deren geringer Laufleistung und 
begrenzter Verwendung28, ihrer geringen bbH 
und der damit verbundenen geringeren Gefähr-
lichkeit29 begründet. Die vorgenannten Begrün-
dungen lassen sich aber auch bei ausnahmswei-
ser Durchführung von Transporten durch SAM 
aufrechterhalten; ein Transport macht die Kfz 
nicht schneller und nicht gefährlicher. Auch 
wird sich die Laufleistung nicht wesentlich erhö-
hen: SAM statt Lkw für überregionale Transpor-
te einzusetzen wäre unwirtschaftlich. Des-
halb stand die ausnahmsweise 
Durchführung zweckwidriger Transporte 
zunächst nicht im Focus der Betrachtun-
gen. Die Gefahr missbräuchlicher, zweck-
widriger Verwendung muss der Verordnungsge-
ber jedoch spätestens 1951 gesehen haben, als er 
die Zweckbindung in § 18 II Nr. 6 lit. a StVZO aF 
aufnahm [s.u. zu a)]. Dass ihm die Möglichkeit 
der nicht bestimmungsgemäßen Verwendung 
auch von z. B. Sportanhängern [s.u. zu b)] nicht 
verborgen geblieben ist, ihn aber gleichwohl 
nicht zum Tätigwerden veranlasst hat, lässt sich 
anhand eines Antwortschreibens des BMV auf 
eine entsprechende Anfrage belegen.30 Darin 
heißt es:
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„Die derzeitige Fassung des § 18 II Nr. 6 lit. m 
StVZO aF reicht nicht aus, um gegen eine 
zweckwidrige Verwendung solcher Spezialan-
hänger einzuschreiten. Es ist auch beabsich-

tigt, die Auslegungsschwierigkeiten durch 
eine entsprechende Formulierung in der 
StVZO zu beseitigen. Wann das sein 
wird, steht jedoch noch nicht fest.“

In einem weiteren Schreiben des Bayerischen 
Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr 
bestätigt das BMV seine wie vor zitierte Auffas-
sung.31

Man darf dem Verordnungsgeber wohl unterstel-
len (da Gegenteiliges nirgends verschriftet ist), 
dass er die Gefahr des Missbrauch zunächst un-
terschätzte.32 Gleichwohl wird man ihm aber 
auch unterstellen dürfen, dass er selbstverständ-
lich zweckwidrige Transporte allein aufgrund der 

entgegenstehenden bauartlichen Bestimmung 
des Fahrzeugs unterbinden wollte. Wo ihm das 
sinnvoll erschien, hat er deshalb den Zweck zu ei-
nem Tatbestandsmerkmal im Verordnungstext 
erhoben.

Damit bringt der Verordnungsgeber auch zum 
Ausdruck, dass er die Zweckbindung nicht 
(mehr) aus der speziellen Bauart der SAM herge-
leitet sieht:

Zu a)	� Ausgenommen von den Vorschriften über 
das Zulassungsverfahren sind gemäß § 3 II 
Nr. 2 lit. a FZV Anhänger in lof Betrieben, 
wenn die Anhänger nur für lof Zwecke 
verwendet […] werden.33

		�  Die Vorschrift geht zurück auf § 18 II Nr. 3 
StVZO idF vom193734 („Ausgenommen 
von den Vorschriften über das Zulassungs-
verfahren sind Anhänger in land- und 
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Hier wird ein Radlader als Transporter für Sand verwendet
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forstwirtschaftlichen Betrieben“). Obwohl 
hier ein eindeutiger Bezug zur Land- und 
Forstwirtschaft beschrieben wurde, waren 
bis zur Neufassung 195135 die 

„aufgeführten Anhänger von der Zulassungs-
pflicht auch dann befreit, wenn sie auch für 
solche Zwecke benutzt wurden, die nicht aus-
schließlich im Interesse des landwirtschaftli-
chen Betriebs lagen“.36 

Die Neufassung des§ 18 II Nr. 4 StVZO stellte so-
dann ausschließlich auf lof Zwecke ab.37 

Zu b)	� Die Zweckbindung auch bei Sportanhän-
gern (§ 3 II Nr. 2 lit. e FZV) wurde erst im 
Zuge der 9. ÄndVO38 als Reaktion auf das 
Urteil des OLG Stuttgart39 eingefügt, da 

„die derzeit gültige Fassung eine missbräuchli-
che Verwendung der Spezialanhänger nicht 
ausschließt. Eine Ausnahme vom Zulassungs-
verfahren ist jedoch nur gerechtfertigt, wenn 
die Spezialanhänger ausschließlich für ihren 
eigentlichen Zweck eingesetzt werden“.40 

Das OLG Stuttgart betrachtete den Wortlaut des 
damaligen § 18 II Nr. 6 lit. m StVZO aF im Kon-
text mit den übrigen Ausnahmevorschriften des  
§ 18 II StVZO aF, welche die Zweckbindung be-
reits im Verordnungstext enthielten: 

„§ 18 II Nr. 6 lit. m StVZO aF hingegen gewährt 
Zulassungsfreiheit für ‚Spezialanhänger zur Be-
förderung von Sportgeräten oder Tieren zu 
Sportzwecke‘ ohne jeden weiteren Hinweis auf 
die ausschließliche Verwendung für Sportzwe-
cke. Hätte der Verordnungsgeber dieselben Kon-
sequenzen wie in § 18 II Nr. 6 lit a StVZO beab-
sichtigt, so hätte er folgerichtig auch hier das 
‚Verwenden‘ ausdrücklich erwähnen müssen.“

Wird in den vorgenannten Fällen die Zweckbin-
dung nicht eingehalten, so entfällt deren Zulas-
sungsfreiheit.41 

Zu c)	� Die Einführung der 35. AusnVO-StVZO42 
(Überbreite bei lof Zugmaschinen) im Jah-

re 1988 stellte maßgeblich auf den lof Be-
reich ab. Dennoch war keine Zweckbin-
dung vorgeschrieben. Die [erst später 
vorgenommene43] 

„Einfügung der Zweckbindung in den Verord-
nungstext stellt klar, dass die wahlweise Aus-
rüstung mit Doppelreifen, Gleisketten oder 
Breitreifen und die damit einhergehende Fahr-
zeugbreite ausschließlich dem lof Zweck die-
nen soll“, [denn:] „Die deutlich gestiegene 
Leistungsfähigkeit der Fahrzeuge könnte 
zu einem vermehrten Einsatz außerhalb 
der Land- oder Forstwirtschaft führen.“44 

Zu d) 	�Ein Verstoß gegen die Zweckbindung 
führt in den o. g. fahrerlaubnisrechtlichen 
Sachverhalten zu einer Neubewertung der 
erforderlichen Fahrerlaubnisklasse in Ab-
hängigkeit zur zGM des genutzten Kfz.45

Eine generelle Aufnahme einer Zweckbindung 
nahm der Verordnungsgeber aber nicht vor; sie 
würde aber auch einen völligen Systembruch be-
deutet haben, da die FZV wie auch die StVZO aF 
grundsätzlich nur auf die zulassungsrechtlichen 
Bestimmungen abzielt46 und Verhaltensrecht in 
die StVO gehört. 

4. Ergänzung des § 3 II Nr. 1 lit. a FZV im 
Wege teleologischer Reduktion?

Grundlage jeder Auslegung einer Norm ist 
der Wortlaut. Die Legaldefinition des § 2 
Nr. 17 FZV definiert nur die Kfz als SAM, 
die „nach ihrer Bauart und ihren beson-
deren, mit dem Fahrzeug fest verbundenen 
Einrichtungen zur Verrichtung von Arbeiten, je-
doch nicht zur Beförderung von Personen oder 
Gütern bestimmt und geeignet sind“ und stellt 
diese nach § 3 II Nr. 2 lit. a FZV zulassungsfrei. 
Keine der genannten Vorschriften aber bestimmt, 
dass die in Rede stehenden SAM auch „so tat-
sächlich verwendet werden“ müssen. Das ist dem 
Verordnungsgeber so auch bewusst. 

In Beantwortung einer Feststellung von Min-
dorf47 
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„Die unterschiedliche Auslegung der Vor-
schrift des § 18 II Nr. 6m StVZO kommt offen-
sichtlich daher, dass in ihr das Wort ‚verwen-
det‘ fehlt“ 

führt das BMV48 dazu aus: 

„Die derzeitige Fassung des § 18 Abs. 2 Nr. 6m 
StVZO reicht meines Erachtens nicht aus, um 
gegen eine zweckfremde Verwendung […] 

einzuschreiten.“ 

Da Gegenstand der Auslegung gesetzli-
cher Bestimmungen immer nur der Geset-

zestext sein kann, erweist dieser sich als maßge-
bendes Kriterium. Eine Rechtsanwendung, die 
über den Inhalt einer gesetzlichen Sanktions-
norm hinausgeht, ist ausgeschlossen49; was au-
ßerhalb seines Wortlautes liegt, lässt sich nicht 
als Inhalt des Gesetzes begreifen und somit auch 
nicht durch Auslegung ermitteln.50

Wird dagegen der Wortlaut einer Rechtsnorm 
um ein ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal  
ergänzt, liegt eine teleologische Reduktion vor.51 
Diese unterliegt den gleichen Zulässigkeitsvor-
aussetzungen wie eine Analogie.52 Dabei ist 
die  Analogie  gemeinhin das Mittel zur Schlie-
ßung offener, die teleologische Reduktion das In-
strument zum Schließen verdeckter Lücken. In-
soweit erweitert die Analogie den Wortlaut und 
damit den Anwendungsbereich einer Regelung, 

die teleologische Reduktion schränkt diesen 
entsprechend ein.53 Das heißt: Es muss 
eine planwidrige Regelungslücke vorlie-
gen.54 Da die Problematik dem Verord-

nungsgeber aber wohl bewusst ist – und sie 
von ihm zumindest billigend in Kauf genommen 
wird – kann von einer Regelungslücke, wie dar-
gestellt, nicht die Rede sein. 

Eine Notwendigkeit, eine Regelung zu treffen, 
wird von den Autoren aber auch nicht gesehen: 
Auch (manchmal) zum Transport eingesetzte 
SAM werden eine insgesamt geringe Laufleistung 
auf öffentlichen Straßen aufweisen.  Ebenso lässt 
ihre Ausgestaltung keine hohen Geschwindigkei-
ten zu. Die Gründe für die Zulassungsfreiheit ge-

hen bei einer zweckwidrigen Verwendung nicht 
verloren. Dagegen wäre der Verlust der Zulas-
sungsfreiheit (durch zweckwidrige Nutzung) mit 
z. T. fatalen Konsequenzen verbunden.

5. Die Konsequenzen bei Richtigkeit der 
Gegenansicht

Es ist unstrittig, dass im Strafrecht ein Verbot von 
Analogie und teleologischer Reduktion besteht. 
Die Anwendung dieser Rechtsfiguren im vorlie-
genden Fall hat mittelbar strafrechtliche Rele-
vanz. Dass der Verordnungsgeber „sehenden Au-
ges“ Fahrzeughalter für möglicherweise 
leichtfertige (und wohl auch meist als harmlos zu 
bezeichnende) Handlungen in die Strafbarkeit 
treibt, kann wohl nicht angenommen werden.55

Denn ausgehend von der sich aufgrund der 
zweckwidrigen Benutzung ergebenden Zulas-
sungspflicht (OWi entgegen § 3 I FZV) resultie-
ren weitere Verstöße gegen versicherungs- und 
steuerrechtliche Vorschriften.

Denn gemäß § 1 PflVG ist der Halter eines Kfz 
zum Abschluss eines Kfz-Haftpflichtversiche-
rungsvertrages verpflichtet. Die Versicherungs-
pflicht gilt jedoch nicht für SAM und Stapler 
i.S.d. § 3 II Satz 1 Nr. 1 lit. a FZV, deren Höchstge-
schwindigkeit 20 km/h nicht übersteigt, wenn sie 
den Vorschriften über das Zulassungsverfahren 
nicht unterliegen (§ 2 I Nr. 6 Buchst. b PflVG). 
Der Wegfall der Versicherungsfreiheit – ohne das 
eine Versicherung vorliegen würde – wäre aber 
nach § 6 PflVG strafbar.

Als zulassungsfreies Kfz ist die SAM auch steuer-
befreit (§ 3 Nr. 1 KraftStG). Wird die SAM ohne 
die verkehrsrechtlich vorgeschriebene Zulassung 
benutzt, liegt gemäß § 2 V KraftStG steuerrecht-
lich eine widerrechtliche Benutzung vor. Dann 
greift eine Besteuerung nach §  1  I Nr.  3 Kraft-
StG.56

Fazit

SAM sind gemäß § 3 II Nr. 1 lit. a FZV zulas-
sungsfreie Kfz, die nach ihrer Bauart […] zur 
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Verrichtung von Arbeiten, jedoch nicht zur Be-
förderung von Personen oder Gütern bestimmt 
und geeignet sind (§ 2 Nr. 17 SAM).

Im Gegensatz zu diesen Beschaffenheitsvor-
schriften steht die tatsächliche Verwendung. Aus 
der bauartlichen Bestimmtheit und Geeignetheit 
lässt sich keine Zweckbindung herleiten. 

Ohne Zweckbindung dürfen selbstfahrende  
Arbeitsmaschinen aber auch zum Personen- und 
Gütertransport eingesetzt werden.� §§
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